
Verkehr

Genug ist genug: Urlauber wie diese wollen
sie im Allgäu nicht mehr haben
Auch im Allgäu haben Einheimische nun genug von Reisenden, die vor Staus auf
der Autobahn flüchten. Denn der Verkehr wälzt sich dann durch die idyllischen
Orte der Region.
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Wenn sich der Verkehr auf der Autobahn staut, versuchen viele Betroffene, über umliegende

Straßen auszuweichen. Dies sorgt für zunehmenden Unmut in Städte und Dörfern. (Foto:
Jonas Walzberg/dpa)

Der Beitrag erschien bereits in der Schwäbischen Zeitung. Aufgrund des großen
Interesses veröffentlichen wir ihn erneut.

In Tirol ist dies schon seit Jahren Brauch: Während der sommerlichen wie

winterlichen Urlaubssaison dürfen Transit-Reisende die Autobahn nicht
verlassen, um Staus zu umfahren. Betroffen ist vor allem der Großraum
Innsbruck. Auf der dort weiter nach Italien verlaufenden Brennerroute
bricht regelmäßig der Verkehr zusammen.

Viele Urlauber versuchen dann, mittels Navi auf Ausweichstrecken zu
kommen - seien sie auch noch so schmal. Die Folge: In den umliegenden
Bergdörfern wird das Leben von einer Blechlawine der Stauflüchtlinge
blockiert. Weshalb Tirols Landesregierung praktisch die Notbremse gezogen

und Sperrungen über die Wochenenden verhängt hat.

Allgäu sieht Tirol als Vorbild

https://www.schwaebische.de/thema/italien


Die Polizei kontrolliert die Strecken, weist Stauflüchtlinge zurück und
verhängt auch Bußgelder. Was die Anwohner in den Bergdörfern freut.

Anders sieht es etwa der ADAC oder auch die bayerische Staatsregierung. Sie
wittern eine Gängelung deutscher Autofahrer. Doch nun gibt es
Forderungen aus dem Allgäu, die Reglung im benachbarten Tirol zum
Vorbild zu nehmen.

Hier ist die Lage vor allem Füssen, Pfronten; Nesselwang und Oy-Mittelberg
eskaliert, alles ansonsten sehr beschauliche Orte. Das Zuspitzen der
Situation hängt mit dem üblichen Stau auf der A7 beim Füssener
Grenztunnel zusammen. Durch die stärkere Blockabfertigung auf der

Fernpassstrecke in Tirol hat sich das Problem noch verschärft. Dieser
Flaschenhals lässt sich über Nebenstraßen bei Pfronten und Nesselwang
umfahren - oder entlang des Lechfalls östlich von Füssen. Beide Routen
sind für ein größeres Verkehrsaufkommen ungeeignet.

Wie bekannt wurde, hat der CSU-Bundestagsabgeordnete Stephan Stracke
beim Bundesverkehrsministerium vorgefühlt. Sein Wahlkreis liegt in der
betroffenen Region. Laut Stracke zeigt man sich in Berlin offen für
Sperrungen und Durchfahrtverbote.  Der Allgäuer Zeitung sagt, er ohne

solche Eingriffe werde man das Problem nicht lösen können.

Petition an den bayerischen Landtag

Aktiv geworden ist auch der regionale Landtagsabgeordnete Andreas
Kaufmann (CSU). Auf seinen Einsatz hin haben sich die betroffenen
Kommunen mittels einer Petition an den bayerischen Landtag gewandt. Ein

Prozess mit allen Betroffenen soll gestartet werden. Moderieren will ihn  die
schwäbische Regierungspräsidentin Barbara Schretter. Beteiligt sind neben
den betroffenen Orten auch Landratsämter, Vertreter des Staatlichen
Bauamts und der Polizei.

Auch aus Tirol sollen Abgesandte teilnehmen. Speziell im grenznahen
Außenfern mit der jüngst zur Stadt gewordenen Kommune Reutte als
Mittelpunkt sieht man Verbesserungsbedarf. Die Tiroler hätten gerne eine
bessere Abstimmung im grenznahen Verkehr. Die Rede ist unter anderem

von einer Vernetzung der Dosierampeln auf der Fernpassstrecke mit jenen
am Grenztunnel Füssen.

Für die Regierung des bayerischen Bezirks Schwaben hat deren
Pressesprecher Wolfgang Miller mitgeteilt: „Ziel des runden Tisches ist eine

Vernetzung der Entscheidungsträger, um in einem abgestimmten und
gemeinsamen Vorgehen aller Beteiligten Ansätze zur Verbesserung der
Situation auszuloten und konkrete Handlungsoptionen zu identifizieren.“

Vorbild Rosenheim?

Den Ostallgäuern könnte beim Bewältigen der Verkehrsmisere helfen, dass
sich das Bundesverkehrsministerium an andere Stelle offen für ein
Vorgehen gegen Stauflüchtlinge zeigt. Die betrifft die oberbayerische



Autobahn A8 und A93 bei Rosenheim. Am dortigen Inntaldreieck führen die
Routen aus Innsbruck, Salzburg und München zusammen. Urlauber-Staus

sind programmiert. Demnächst sollen Hinweisschilder mit der Aufschrift
„Auf der Autobahn bleiben“ aufgestellt werden. Des Weiteren sind digitale
Anzeigen geplant.

Wobei das Bundesverkehrsministerium nicht durchregieren kann.

Zwischengeschaltet ist die Autobahn GmbH des Bundes, eine bundeseigene
Gesellschaft. Abseits von Autobahnen und Bundesstraßen sind die
staatlichen Bauämter, Landratsämter oder die Kommunen selbst
verantwortlich.  Es gibt aber laut den vorliegenden Informationen bislang

keine gesetzliche Grundlange, um Straßen für den Transitverkehr zu
sperren. In den betroffenen Orten hofft man, dass das Eingreifen des
Bundesverkehrsministeriums neue Optionen bietet. Da ist man in Tirol
schon wesentlich weiter.
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